
Glosse 

Ilse Star! 
Kompetenzerweiterung des 
Bundesverfassungsgerichts durch Böckenförde 

Böckenförde hat jüngst einen facettenreichen Beitrag über das Thema der Verfas­
sungsgerichtsbarkeit publiziert'. Daß dem Beitrag etwas Besonderes (und deshalb 
Erwähnenswertes) anhaften muß, ergibt sich bereits daraus, daß er - wie aus der 
Eingangsanmerkung folgt - die schriftliche Fassung eines Vortrages darstellt, den der 
Verfasser in Tokio, Amsterdam, Berlin, Sevilla und Warschau gehalten hat, ohne daß 
ihm dies offenbar je langweilig geworden wäre. Nun ist das, was als »Besonderes« 
gewertet wird, von höchst subjektiven Präferenzen abhängig. Dem folgenden liegt die 
Überzeugung zugrunde, daß die Bestimmung der Charakteristika der Verfassungs­
gerichtsbarkeit, die Böckenförde in seinem Beitrag thematisiert, von zentraler Be­
deutung für die Wahrung der Volkssouveränität (Art. 20 I und II GG) ist. 
Böckenförde unterstreicht den Unterschied zwischen »normaler« Rechtsprechung 
und Verfassungsgerichtsbarkeit, wobei er unter Berufung auf Si mon' die »einzigartige 
Interpretationsmacht« des Bundesverfassungsgerichts betont. Sie ist unbestreitbar. 
Interessant ist jedoch weniger die normativ abgestützte Tatsache der Interpretations­
macht als die Frage, wann und inwieweit das Bundesverfassungsgericht eine inter­
pretatio der Verfassung vornimmt und wann und inwieweit eine interpretatio zu einer 
Verfassungsgesetzgebung und damit zu einer verfassungsgerichtlichen occupatio des 
pouvoir constituant mutiert. Böckenförde erwähnt zunächst die Letztverbindlichkeit 
der Verfassungsinterpretation des Bundesverfassungsgerichts und damit - wie er sagt 
- ihre Wirkung als authentische Interpretation; er hebt die durch das Bundesverfas­
sungsgericht vorzunehmende »gestaltende(n) Ver-bestimmung« der konkretisie­
rungsbedürftigen Regelungen der Verfassung hervor und erklärt schließlich unter 
Berufung auf Lerchel, dem Bundesverfassungsgericht komme qua Interpretation die 
»Festlegung des Grundverständnisses« der Verfassung zu. Wörtlich: »Mit der Fest­
legung des Grundverständnisses der Verfassung wird aber zugleich über den Umfang 
der Wirkungsmacht und Reichweite der Verfassung - und damit auch der Verfas­
sungsgerichtsbarkeit - entschieden ... Hiergegen kann nun auch der verfassungsän­
dernde Gesetzgeber nicht angehen. Denn ein Grundverständnis der Verfassung läßt 
sich nicht durch gesetzliche Verfassungsänderung dekretieren, sondern immer nur 
durch Verfassungsinterpretation bestimmen. Diese aber liegt - verbindlich und au­
thentisch - in der Hand der Verfassungsgerichtsbarkeit - sie hat darin einen Zipfel der 
Souveränität«4. Was Böckenförde nüchtern ausdrückt, nimmt bei dem von ihm 
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ZItIerten Lerche geradezu dramatische Züge an. Der Verfassungs gerichtsbarkeit 
komme die Bestimmung des Verfassungsgrundverständnisses zu und nur ihr: »Das 
ist das Faktum: die Ohnmacht des Normgebers gerade beim letztlich Wichtigsten, 
beim in die Schlünde der Tiefe Langenden; bei der Grundsehweise der Verfassung. 
Diese Grundsicht kann der Normgeber kaum umdrehen; dazu fehlen ihm die In­
strumente«5. Die »Kompetenz, das Verfassungsgrundverständnis zu entwickeln«, 
wird für Lerche zur »Morgengabe in Purpur mit Hermelinbesatz sozusagen«, die 
die Verfassung der Verfassungsgerichtsbarkeit »in den Schoß gelegt« habe6

• 

Deutlich wird eine neue Dimension einer Kompetenzerweiterung des Bundesverfas­
sungsgerichts. Daß der Verfassungs gerichtsbarkeit von Böckenförde eine authentische 
Interpretationsmacht zugebilligt und damit im Verhältnis zur »normalen« Rechtspre­
chung eine Sonderfunktion zuerkannt wird, die in die einer Verfassungsgesetzge­
.bungskompetenz einmündet, ist nicht neu7• Der darin liegende Übergriff der Verfas­
sungsgerichtsbarkeit in den pouvoir constituant wurde jedoch bisher von Böckenförde 
dadurch zu bändigen versucht, daß er auf die Gerichtsförmigkeit des verfassungsge­
richtlichen Verfahrens (vor allem den Ausschluß der Eigeninitiative des Bundesver­
fassungsgerichts im Hinblick auf die Eröffnung eines Verfahrens und »die Bindung an 
einen rational nachprüfbaren, methodisch abgesicherten Argumentationszusammen­
hang und Begründungszwang sowie die strikte Beschränkung der Entscheidung auf 
den vorgelegten Streitfall ... «) verwies8

• Eine derartige Bändigung versagt, wenn dem 
Bundesverfassungsgericht eine Kompetenz zur Festlegung eines »Grundverständnis­
ses« der Verfassung zugebilligt wird, die nach Böckenförde selbst die Kompetenz des 
Gesetzgebers zur Verfassungsänderung zu überwuchern in der Lage sein soll. Bök­
kenförde hat 1976 sehr richtig von der »alten Erfahrung der Methodendiskussion« 
gesprochen> nämlich der »wechselseitigen Abhängigkeit von Gegenstand und Metho­
de«9. Der topos »Grundverständnis« entzieht sich einer rationalen methodischen 
Erfassung. Nicht von ungefähr greift Lerche bei der Umschreibung des Verfassungs­
grundverständnisses, bei der »Grundsehweise« der Verfassung> auf die wahrlich jeder 
Präzision ermangelnde Formel zurück, es gehe um das "in die Schlünde der Tiefe 
Langende(n)«ro. In einer Demokratie hat ein Rechtsprechungsorgan (und das Bundes­
verfassungsgericht ist trotz aller Besonderheiten der ihm zugewiesenen Streitgegen­
stände gern. 92 GG ein Rechtsprechungsorgan) bei seiner Entscheidungsfindung 
weder in die »Schlünde der Tiefe« noch nach den Sternen zu greifen. Die Bindung an 
die Verfassung (Art. 20 III, Art. I III GG) gilt auch für das Bundesverfassungsgericht; 
die Methodenwahl unterliegt dem Optimierungsangebot und muß darauf ausgerich­
tet sein, die Subjektivismen, die dem topos »Verfassungsgrundverständnis« immanent 
sind, nicht zu ermöglichen, sondern zu begrenzen. Kein Purpur mit Hermelinbesatz 
also; die ohnehin nur mittelbar legitimierten Bundesverfassungsrichter müssen sich 
mit den richterlichen Emblemen ihrer roten Robe begnügen. »Rot ist die Farbe der 
Liebe« - der Liebe zur positivrechtlichen Verfassung in diesem Fall. Was sonst? 
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